
So will di e Regierung weitere rote Zahlen verhindern 

«Wir 01üssen 
jetzt handeln, 
sonst drohen 
hohe Defizite» 
2014 schloss der Kanton mit einem Defizit von 65 Millio­
nen Franken. Das war ein Schock. Regierung und Gros­
ser Rat wollen weitere Defizite unbedingt verhindern. 
Im Interview erldart Finanzdirektor Roland Brogli, war­
um es trotz Sparpaket weitere Sparmassnahmen und ei­
ne Steuererhõhung brauche. Er appelliert an die staats­
politische Verantwortung der Parteien. 

VON MATHIAS KONG 

Herr Regierungsrat, für all die vor­
geschlagenen Massnahmen scheint 
die massive Konjunkturabkiihlung 
der Hauptgrund. Warum soll diese 
die Staatsrechnung mit bis 100 Mil­
lionen Franken belasten? 
Roland Brogli: Der seit der Aufhe­
bung des Mindestkurses noch stãrkere 
Franken drückt stark auf die Gewinne 
vorab exportorientierter Finnen. Das 
wiederum reduziert den Ertrag bei 
den Gewinnsteuern massiv. Gegen­
über der letztjãhrigen Planung musste 
die Wirtschaftswachstumsprognose 
für 2015 um 2,6 Prozent und für 2016 
um 1 Prozent nach unten korrigiert 
werden. Im Budgetjahr 2016 dürften 
die Steuern um 69 Millionen und 2017 
um 103 Millionen tiefer ausfallen. 

Der Aargau erhãlt plõtzlich Dut­
zende Millionen Franken mehr Fi­
nanzausgleich. Das mildert doch 
den Handlungsdruck. 
Wir bekommen mehr Geld, das 
stimmt. Der Grund ist aber unerfreu­
lich: Der Aargau verliert im Ressour­
cenindex der Kantone 1,5 Punkte. Hãt­
ten wir mehr gute Steuerzahlende, 
stünden wir besser da. Ein sinkender 
Index bedeutet weniger Einkommens­
und Vermõgens- sowie Gewinnsteu­
ern. Das erhõht den Handlungsdruclc. 
Auf der Aufwandseite steigen die Kos­
ten bei Bildung/Volksschule, Gesund­
heit, Sozialem und Sicherheit weiter. 
Die Ausgleichsreserve wird bis 2016 
aufgebraucht sein. Wir haben ein Pro­
blem. Wir miissen jetzt handeln, sonst 
drohen hohe Defizite. 

Vorab SP und Griine werden das 
nicht gelten lassen. Sie sagen, ohne 
die letzten beiden Steuerreformen 
hãtte der Kanton genug Geld. 
Die alctuell schwierige Situation ist ei­
ne Folge der massiv verschlechterten 
vollcswirtschaftlichen Ralunenbedin­
gungen. Das hat mit den Steuerrefor-

men nichts zu tun! Auch mit den Steu­
erreformen ist der Steuerertrag von 
2010 bis 2014 um 9,8 Prozent gestie­
gen, das Bruttoinlandprodulct aber nur 
um 7,1 Prozent. Der Aufwand stieg im 
selben Zeitraum sogar noch stãrker, 
um 13,4 Prozent. Ich erinnere daran, 
dass wir seit 2001 drei Steuerreformen 
hatten. Von der ersten haben auch tie­
fe Einlcommen massiv profitiert. Nur 
der Aargau kennt einen Kleinverdie­
nerabzug. Bei einer Rückgãngigma­
chung der Steuerreformen wiirden 
auch solche Entlastungen betroffen. 

ImEmst? 
Nein, das Volk hat den Reformen zuge­
stimmt, der jüngsten gar mit 70 Pro­
zent. Das machen wir nicht rückgãn­
gig. Das massive Ausgabenwachstum 
zeigt aber kiar: Wir haben nicht ein 
Einnahmen-, sondern ein Ausgaben­
und Konjunkturproblem! 

«Wir beschrãnken den 
Pendlerabzug auf 6000 
Franken. Das ist etwa der 
Preis eines 1.-Kiasse-Gene­
ralabonnements. Das ist 
fai r.» 

Per 2016 sinken die Gewinnsteuern 
auch aufgrund der jiingsten Steuer­
reform. Das lmmmt fiir den Kanton 
doch genau im falschen Moment. 
Der Kanton hat deshalb alctuell weni­
ger Einnalunen, wir handeln damit 
aber antizyklisch. Genau so, wie es im­
mer gefordert wird! Die Firmen, die 
unter dem teuren Franlcen leiden und 
für ihre Auftrãge und Arbeitsplãtze 
hart kãmpfen müssen, werden so et­
was entlastet. 

Sie schlagen 110 Massnahmen vor. 
Diese wirken anf"ãnglich mit 93, 
spãter gar bis 154 Millionen Fran-

ken. Warum ist dieses Sparpaket 
noch umíãnglicher als das erste? 
Auch wenn wir damit rechnen, dass ab 
2017 wieder Nationalbanlcgewinne 
fliessen, geht es leider nicht anders. 
Mit der Leistungsanalyse haben wir 
das strulcturelle Defizit bekãmpft. Jetzt 
fordern uns die volkswirtschaftliche 
Lage und auch Mindereinnahmen bei 
Beteiligungen wie der Axpo. 

Wo sparen Sie denn? 
Dem Staatspersonal wird eine Lohn­
Nullrunde zugemutet. Obwohl wir die 
schlankste Kantonsverwaltung haben, 
bauen wir dort so sozial vertrãglich 
wie mõglich 120 Stellen ab. Leider 
werden auch Kündigungen nicht zu 
umgehen sein. Mit den Personalmass­
nalunen sparen wir 15 Millionen Fran­
ken und senken per Ende 2016 gegen­
über dem Budget 2014 den Personal­
aufwand um 3,1 Prozent - mehr als der 
Grosse Rat verlangt hat. 

Dazu verzichten Sie auf260 ge­
plante Lehrerstellen und schlagen 
wiederum viele Massnahmen im 
Bildungsbereich vor. Das wird er­
neut Demonstrationen absetzen. 
Wir reduzieren den Stellenaufbau bei 
den Lehrern um 260 Stellen. Der Stel­
lenetat sinkt aber nicht, er bleibt bei 
rund 7400 Lehrpersonen stabil. Wir 
heben beispielsweise bei der Selcun­
dar- und Realschule die minimalen Ab­
teilungsgrõssen von 13 auf 15 bezie­
hungsweise von 11 auf 13 Schüler an. 
Das ist zumutbar. Wir wehren uns ge­
gen die irreführende Behauptung ei­
nes Bildungsabbaus. Die Bildungsaus­
gaben steigen weiter. Auch die Regie­
rung will den Aargau in der Bildung 
voranbringen. Das entbindet uns aber 
nicht von einer disziplinierten Finanz­
politilc. Unternehmen müssen sparen, 
die Politilc auch. 

Sie legen auch wieder Massnahmen 
vor, die im ersten Sparpaket ge­
scheitert sind. Etwa den hõheren 

Finanzdirektor Roland Brogli erlãutert vor Journalisten das Budget 2016 un d di e 

Vermõgensverzehr ltir EL bezie­
hende Pflegeheimbewohner. War­
um? Das Vollc hat doch Nein gesagt. 
Zum einen bringen wir nur Massnah­
men nochmals vor, die im Grossen Rat 
eine Mehrheit gefunden haben. Im 
massiv verschlechterten finanziellen 
Umfeld erachten wir dies als gerecht­
fertigt. Diesmal legen wir Einzelmass­
nahmen vor, nicht mehr ein Palcet. 
Beim Vermõgensverzehr handelt es 
sich doch um ein urliberales Anliegen: 
Wer es sich leisten lcann, zahlt mehr 
an seine Pflegeheimlcosten. Sonst müs­
sen die]ungen zahlen. 

Bisher wiesen Sie den Ruf der Grii­
nen für eine Pendlerabzugsplafo­
nierung von si eh, jetzt fordem Si e 
sie. Woher der Gesinnungswandel? 
Als Kanton der Regionen wollten wir 
den Pendlerabzug bisher nicht plafo­
nieren. Doch in der jetzigen Situation 
müssen wir es tun. Zürich und Basel­
land beschrãnken ihn auf 3000, wir 
auf 6000 Franlcen. Das ist etwa der 
Preis eines 1.-Klasse-Generalabonne­
ments. Das ist fair. 

Der TCS diirfte mit den Referen­
dumsbogen schon bereit stehen. 
Um auch künftig ausgeglichene Bud­
gets vorzuweisen, braucht es Kompro­
misse. Wir kõnnen auch mit Rüclcsicht 
auf das Vollcs-Nein im Mãrz nicht nur 
auf der Ausgabenseite agieren. Es 
braucht auch Massnalunen auf der 
Einnalunenseite. Die 6000 Franken 
sind ein Kompromiss. Als langjãhriges 
TCS-Mitglied bin ich damit einverstan­
den. Ich setze auf die staatspolitische 
Verantwortung des Verbandes. Genau­
so wie beim Lehrerverband zu den Bil­
dungsmassnahmen. 

Zusãtzlich soll der Staatssteuerfuss 
per 2018 um 1 Prozent steigen. Da­
mit und mit der Pendlerabzugsbe­
schrãnkung machen Sie doch einen 
stattlichen Teil der jiingsten Steu­
ersenlcung faktisch riickgãngig. 

Eins vorweg: Der Steuerzuschlag fúr 
juristische Personen in den Finanzaus­
gleich wird gemãss Vorlage per 2017 
von S auf 4 Prozent gesenkt. Das ent­
lastet die Wirtschaft. Den Staatssteuer­
fuss konnten wir 2008 um 5 Prozent 
senlcen. Wir sagten aber immer, dass 
er wieder steigt, wenn die Situation es 
erfordert. Der Zeitpunlct ist da. 

Die Bürgerlichen, insbesondere die 
SVP, sind aber auf diesem Ohr 
tau b. 
Ich weiss, dass wir hier verhãrtete 
Fronten haben, verstehe es aber nicht. 
Das ist doch lceine ideologische, son­
dern eine sachpolitische Frage. ]etzt 
sind alle vernünftigen fmanzpoliti­
schen Krãfte gefordert. Die Situation 
bedingt eine Gesamtsicht. Vor allfálli­
gen Volksabstimmungen hãtte ich je­
denfalls keine Angst. 

Es gãbe kein Gesamtpaket mehr? 
Das Vollcs-Nein zur Leistungsanalyse 
wird ganz unterschiedlich interpretiert 
- je nach politischem Standpunlct. So 
oder so kãmen die jetzigen Gesetzes­
massnahmen bei Referenden als Ein­
zelvorlagen separat vors Vollc. Es gãbe 
eine vertiefte Sachdebatte und lceine 
ideologische Pauschaldebatte mehr. 

Zusãtzlich sollen- wenn auch los­
gelõst von den Budgetmassnahmen 
- die Eigenmietwerte erhõht wer­
den. Ist das wirklich nõtig und 
muss esjetzt schon sein? 
Steuergesetz und Bundesgericht ver­
langen einen Eigenmietwert von 60 
Prozent des Marlctmietwertes einer 
Liegenschaft. Unser kantonales Gesetz 
lãsst gleichwohl eine Unterschreitung 
um maximal 5 Prozent zu. Die neuste 
Erhebung zeigt jetzt aber, dass der Ei­
genmietwert inzwischen leider auf 
54,2 Prozent gesunken ist. Die Erhõ­
hung fállt je nach Situation in der Ge­
meinde unterschiedlich aus. Wir sind 
ein Rechtsstaat. Das Gesetz verlangt, 
dass wir handeln. 
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zugehõrigen Massnahmen. Neben ihm Regierungssprecher Peter Buri. MARIO HELLER 

Sparen und Pendler anzapfen 
Budget 2016 Dank einem 
Kraftakt soll das Budget 2016 
ausgeglichen sein. In d en 
nachstenjahren will die Regie­
rung auch Steuern erhõhen. 

VON MATHIAS KÜNG 

Finanzclirektor Roland Brogli und Staats­
schreiber Peter Grünenfelder haben ges­
tem in Aarau das Budget 2016 sowie den 
Aufgaben- und Finanzplan 2016-2019 
(AFP) vorgestellt. Ein ausgeglichenes 
Budget auszuarbeiten, sei ein Kraftakt ge­
wesen, hiess es. 2016 ist nãrnlich keine 
Nationalbank-Gewinnausschüttung zu er­
warten. So fehlen schon mal 52 Millionen 
Franken. Zudem spüre man bereits die 
Folgen der Aufhebung des Euro-Mindest­
kurses im Januar, so Brogli. Allein auf­
grund der markanten Konjunktureintrü­
bung erwartet der Kanton schon 2016 ei­
nen Steuerminderertrag von 70, spãter 
sogar von rund 100 Millionen Franken. 
Dazu steigen die Ausgaben in mehreren 
Bereichen weiter. Das Sparpaket kann 
zwar weitgehend realisiert werden. Es 
fehlen aber die 17 Millionen Franken aus 
dem Teilpaket, das im Mãrz in einer 
Voll<Sabstimmung gescheitert ist. 

Ein ausgeglichenes Budget soll unter 
diesen Umstãnden unter anderem dank 
den letzten Millionen aus dem Notkãsseli 
der Regierung, der sogenannten Aus­
gleichsreserve, mõglich werden. Zudem 
blüht dem Staatspersonal eine Lohn­
Nullrunde. Dazu kommt der Abbau von 
120 Stellen in der Kantonsverwaltung, 
ebenso sollen 260 geplante Lehrerstellen 
nicht besetzt werden. Diese und viele 
weitere Massnahmen in allen Departe­
menten sollen schon das Budget 2016 um 
rund 90 Millionen Franken entlasten. 
Falls alle Vorschlãge durchkommen, ber-

So entwickeln sich die Kantonsfinanzen inklusive neuem Sparpaket 

in Millionen Franken 

Budgetiert l Planung 
2017-2019 
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Quelle: Kanta n Aargau 

gen sie bis 2018 gar ein Potenzial von 154 
Millionen Franken. Die Regierung g~bt 
die fiir die Massnahmen nõtigen Geset­
zesãnderungen jetzt bis 27. November in 
die Anhõrung. 

Im neuen AFP sollen Entlastungsmass­
nahmen von 90 bis 150 Millionen Fran­
ken reallsiert werden - auf der Ausgaben­
und Einnahmenseite. Es kommen auch 
Vorschlãge wieder, die das Volk im Mãrz 
an der Ume abgelehnt hat. Die schwieri­
ge Lage rechtfertige dies, argumentiert 
die Regierung. Allerdings kãmen diesmal 
Einzelvorlagen. Beispielsweise kommt er­
neut die Erhõhung des Vermõgensver­
zehrs von Ergãnzungsleistungen bezie­
henden Pflegeheimbewohnem. Neu soll 
auch der Personalaufwuchs der Kantons­
polizei gedrosselt werden. 

Grafik: Aargauer Zeitung/MTA 

71 Millionen Mehreinnahmen 
Ab 2017 soll der Pendlerabzug in d er 

Steuererklãrung auf 6000 Franken be­
grenzt werden. Das betrifft 40 000 
Pendlerinnen und Pendler. Und ab 
2018 schlãgt die Regierung die Erhõ­
hung des Staatssteuerfusses von 94 auf 
95 Prozent vor. Dies und eine Erhõ­
hung des Eigenmietwerts - der Iosge­
Iõst vom neusten Entlastungspaket vor­
geschlagen wird - brãchte dem Kanton 
bis 46 und den Gemeinden bis 25 Mil­
lionen Franken Mehreinnahmen. Insge­
samt will der Staat also auf diesem Weg 
71 Millionen Franken Mehreinnahmen. 

Alle 110 Massnahmen auf 
www.aargauerzeitung.ch 

KoMMENTAR 

ie Regierung hat eine undank­
bare Aufgabe: Si e muss erldã­
ren, warum es nach dem ers­
ten Sparpaket schon wieder 

eins braucht - un d dazu noch Steuer­
erhõhungen. Hauptauslõser des neuen 
Pakets ist die nach der Aufgabe des Eu­
ro-Mindestkurses stark abgekühlte Kon­
junktur. Natürlich muss manda han­
deln. Anders als die Regierung haben 
der Grosse Ra t un d das Volk aber den 
Vorteil, dass sie nicht über alle vorge­
schlagenen Massnahmen sofort ent-

von Mathias Küng 

scheiden müssen. Denn sollte sich die 
wirtschaftliche Lage dank der derzeiti­
gen, langsamen Erholung des Euro bis 
EndeJahr aufhellen, würde dies auch 
den Handlungsbedarf senken. 

Es ist d er Regierung hoch anzurechnen, 
dass sie sofort erneut alle Bereiche nach 
Sparmõglichlceiten durchforstet hat und 
auch fiindig geworden ist. Dies im Wis­
sen darum, dass viele Vorschlãge - etwa 
im Bildungsbereich - dieselben heftigen 
Diskussionen und wohl auch Demon­
strationen auslõsen werden wie vor Jah­
resfrist. Die Einsparungen beim Staats-

260 Lehrerstellen dürften im Grossen 
Rat gleichwohl eine Mehrheit finden. 

Unverstãndlich ist, dass di e Regierung 
auch Massnahmen erneut vorschlãgt, 
die das Volk im Mãrz abgelehnt hat. 
Gewiss kõnnte man so herausfinden, ob 
das Volk im Mãrz Nein gesagt hat, weil 
es nicht mehr sparen wollte (das Refe­
rendum kamja hauptsãchlich von SP 
und Grünen) oder weil es keine Mehr­
einnahmen für den Staat wollte. Das 
Vollc konnte seinen Willen aber nicht 
klarer ausdriicken, weil die Regierung 
damals ein Gesamtpaket durchgesetzt 
hat. Jetzt muss sie jenes Verdikt al<Zep­
tieren und andere Vorschlãge suchen. 

Z u Recht will die Regierung dafür nicht 
am Voll<S-Ja zur jüngsten Steuerreform 
rütteln, auch wenn dies SP und Grüne 
vehement fordern. Mit dieser Reform 
wurde nach den Niedrig- und Hochver­
dienem verdientermassen auch der 
Mittelstand entlastet. Allerdings würde 
dieser durch die neu vorgeschlagenen 
Belastungen beim Eigenmietwert (den 
man aufgrund der Bundesgerichtsvorga­
ben wohl erhõhen muss), beim Staats­
steuerfuss un d beim Pendlerabzug spe­
ziell getroffen. In der jetzigen, konjunk­
turell heiklen Phase sind Steuererhõhun­
gen, die nicht gesetzlich bedingt sind, die 
falsche Medizin. Der Fokus der Bemühun­
gen muss auf dem Sparen Iiegen. 

personal und dank Nichtbesetzung von [@) mathias.kueng@azmedien.ch ~ _ 
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Notariat 
Steuerrecht 

VOSER 
RECHTSANWÂLTE 

Bau- und Planungsrecht 
Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht 
Allgemeines Zivilrecht 

Wir freuen uns sehr, dass 

lic. iur. Thierry Burkart, Ll.M. 
Rechtsanwalt 

per 1. September 2015 in unsere Kanzlei eintreten wird. 

Er wird schwergewichtig in den Bereichen Wirtschafts- und 

Gesellschaftsrecht und Allgemeines Zivilrecht tãtig sein. 

Dr. iur. Philip Funk 
D r. iu r. Peter Heer 
li e. iu r. Di ete r Egloff 
li e. iu r. Patrick Bühlmann 
li e. iu r. Antonia Stutz 
D r. iur.lvo Zellweger 
D r. iu r. Markus Fiechter 
lic. i ur. Barbara Sramek 
lic. i ur. Lukas Breunig-Hollinger 
lic. iur. Christian Munz 
MLaw Andrea Schifferle 
lic. iu r. Michael Fretz 
lic. iur.Joachim Huber 

Seniorpartner: 
D r. iu r. Peter Voser 
Dr. iu r. J an Kocher 

Rechtskonsulenten: 
lic. i ur. Rudolf Weber 
Prof. D r. iu r. Thomas pfisterer 

Stadtturmstrasse 19 
Al Hochhaus 
CH-5401 Baden 
Telefon 056 203 1 O 20 
Telefax 056 222 29 58 
www.voser.ch 
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Lehrer wehren sich gegen «Abbau-Wahn» 
Kantonsbudget Linke kritisieren Personalreduktion, Bürgerliche fordern weniger Bürokratie in der Verwaltung 

VON FABIAN HÃGLER 

«Die aktuelle Finanzpolitik der Regierung 
bedroht die Sehule Aargau im Kern.>> So 
bewertet Elisabeth Abbassi, Prãsidentin 
des kantonalen Lehrerverbands, die Spar­
vorsehlãge des Kantons (siehe Seiten 24 
und 25) im Bildungswesen. Und sie ist 
nieht allein: An einer Medienkonferenz 
warnten aueh Beat Petermann (Sehullei­
terverband) und Franeo Corsiglia (Sehul­
pflegeprãsidien) vor dem <<Abbau-Wahm>. 
Mit den Kürzungen im letzten Sparpaket 
sei der Bildungsbereich ausgepresst, hielt 
Abbassi fest. Die geplante Nullrunde bei 
den Lõhnen werde den Aargau im Ver­
gleieh mit umliegenden Kantonen unat­
traktiver maehen, warnte Petermann. <<So 
laufen gute Leute davon und es wird noeh 
sehwerer, Lehrpersonen zu rekrutieren.» 

Corsiglia sagte, sehon heute gebe es zu 
viele kranlcheitsbedingte Ausfálle. Daher 
sei es falseh, die Zahl der Pfliehtlektionen 
für Kantilehrer anzuheben. Abbassi sieht 
dies sogar als gesetzeswidrig an: <<Wir prü­
fen reehtliche Sehritte dagegen, wie aueh 

bei der Pensenerhõhung für Bezlehrer.» 
Falseh sei aueh der Abbau bei Deutsehlek­
tionen für Fremdspraehige und Stunden 
mit Halbklassen. Corsiglia: <<Die Anforde· 
rungen an die Integration steigen, und der 
Kanton kürzt dort - das ist nieht logiseh.» 

Bürgerliche für Stellenabbau 
Ganz anders steht die SVP zum Bil­

dungssparen. 2006 habe es 4445 Lehrer­
stellen an der Voll<ssehule gegeben, 2016 
sollen es 5938 sein - die Sehülerzahl habe 
sieh im selben Zeitraum aber nur um 199 
Kinder erhõht. Die Partei fordert eine 
<<eehte und spürbare Entsehlaekung der 
Verwaltung>>. Zwar kratze die Regierung 
dort leicht am Laek, dennoeh steige der 
Aufwand gegenüber der Reehnung 2014 
um 140 Millionen Franken. 

Für die FDP ist der <<reduzierte Aufbau 
bei den Lehrpersonen» ohne Qualitãtsver­
lust verkraftbar, wenn zugleieh die mini­
male Klassengrõsse erhõht werde. Die 
Freisinnigen begrüssen aueh den Abbau 
von 120 Verwaltungsstellen. Sie fordern 
zudem einen spürbaren Abbau der Büro-

MEHREINNAHMEN 

Steuererhõhung 
ist umstritten 
2018 soi l di e Kantonssteuer 
um ein Prozentsteigen-so 
reagieren di e Parteien: 
SVP: Das ist ei ne Frechheit, 
kommt nicht infrage. 
FDP: Nein, dies würde d en 
Wirtschafts- und Arbeitsplatz­
standort Aargau schwachen. 
CVP: Steuererhõhungen 
erst in letzter Konsequenz. 
SP: Steuergeschenke für 
di e Reichen zurücknehmen. 
Grüne: Ja. für di e verlangten 
Leistungen müssen auch 
Mittel bereitgestellt werden. 
GLP: Steuererhi:ihung u m ei n 
Prozent ist minimalistisch. 
EVP: Hi:ihere Steuern sind 
nicht ausgeschlossen. 

kratie für Bevõll<erung und Unternehmen. 
Bestãtigt fühlen sich die Wirtsehaftsver­
bãnde: Handelskammer und Gewerbever­
band hatten eine Kürzung von mindestens 
3 Prozent beim Staatspersonal gefordert 
(az vom 24. August), nun soll der Bestand 
um 3,1 Prozent reduziert werden. 

Mit dem Stellenabbau in der Verwal­
tung nehme die Regierung eine ihrer For­
derungen endlieh auf, sehreibt die CVP. 
<<Das ausserordentliche Stellenwaehstum 
der letzten Jahre muss gestoppt werden, 
das gilt aueh für die Lehrpersonem>, hãlt 
Fraktionsehef Peter Voser fest. 

Für die EVP ist es verstãndlich, dass die 
Regierung einen drastisehen Stellenabbau 
vorsehlãgt, weil dort das Sparpotenzial 
am grõssten ist. Dieser müsse aber sozial­
vertrãglieh sein und mit Prioritãt auf na­
türlieher Fluktuation umgesetzt werden. 

Der Staatspersonalverband ist gemãss 
einer Mitteilung <<nieht erfreut über den 
geplanten Stellenabbau». Zugleich vertritt 
der Verband die Auffassung, die Redul<­
tion sei vertretbar, wenn sie sozialvertrãg­
lieh erfolge. Regierung und Parlament 

müsse aber kiar sein, dass jeder Stellenab­
bau mit Leistungsabbau verbunden sei. 

Linl<e sehen Volkswillen verletzt 
Die SP kritisiert den Abbau hingegen als 

<<Kahlsehlag beim Personal, und dies ohne 
gesetzlieh vorgesehriebenen Sozialplan». 
Finanzdirel<tor Brogli habe die Einkünfte 
des Kantons mit einer verfehlten Steuer· 
politik verringert und dadureh den Staat 
gesehwãeht. Dass die Regierung mehrere 
erst im Mãrz abgelehnte Kürzungen aus 
dem Sparpaket wieder aufnehme, sei 
<<undemokratiseh und dil<tatoriseh». 

Aueh die Griinen kritisieren, die Regie­
rung missaehte mit ihren Vorsehlãgen von 
75% Abbau und nur 25% Mehreinnahmen 
den Volkswillen. Zusammen mit Griinlibe­
ralen sowie den Umweltverbãnden WWF 
und Bird Life wehren sie sieh ausserdem 
gegen die Kürzungen bei den Fõrderpro­
grammen Energie und Natur 2020. 

Die GLP ver!angt von der Regierung 
ausserdem Sparvorsehlãge für sogenannte 
Spezialfinanzierungen - das bekannteste 
Beispiel dafür ist die Strassenkasse. 

Die Direl{torin übernimmt 
Tanzverbot / 

Aus Gegenvorschlag 
wirdnichts 

Pãdagogische Hochschule 
Sabina Larcher übernimmt 
am L September die Leitung 
von Hermann Forneck. 

VON HANS FAHRLÃNDER 

Die Pãdagogisehe Hoehsehule der Faeh­
hoehsehule Nordwestsehweiz (PH 
FHNW) steht am Beginn einer neuen 
Ara: Hermann J. Forneek, Direktor seit 
dem Griindungsjahr 2006, geht alters­
halber in Pension. Der neue Chef, der 
am nãehsten Dienstag im Hoehsehul­
eampus Brugg-Windiseh einzieht, ist ei­
ne Chefin. Der für die Wahl zustãndige 
Faehhoehsehulrat hat aus einer Reihe 
von valablen Bewerbungen die bisheri­
ge Prorektorin der Pãdagogisehen 
Hoehsehule Zürich, Sabina Lareher, 
auserkoren. 

Sabina Lareher (48) ist in Baden ge­
boren. Am Seminar Kreuzlingen liess 
sie sich zur Primarlehrerin ausbilden. 
Si e übte d en Lehrberuf wãhrend 13 Jah­
ren in versehiedenen Sehulen aller Stu­
fen aus, vornehmlich in den Kantonen 
Thurgau und Sehaffhausen. An der Uni­
versitãt Zürich studierte sie Pãdagogik, Freut sich auf di e neue Herausforderung: Direktorin Sabina Larcher. 

«l eh will wissenschaftliches 
und praktisches Denken 
und Handeln verbinden.» 
PH-Direktorin Sabina larcher 

Gesehiehte der Neuzeit und Didaktik 
der Mittelsehule. Bereits ihre Dissertati­
on (2002) wies auf ihren spãteren Weg 
hin. Sie trug den Titel <<Berufseinfüh­
rung von Berufsanfánger{mnen im 
Lehrberuf». 

Es braucht Theorie und Praxis 
An der PH Zürich führte Prorektorin 

Lareher die Dossiers Weiterbildung 
und Forsehung. Neben ihrer Haupt­
tãtigkeit hat sie das Zentrum für Hoeh­
sehuldidal<tik und Erwaehsenenbil­
dung sowie die Arbeitsstelle für Lehr-

INSERAT 

plan und Lehrmittel aufgebaut. Dar­
über hinaus ist sie Gutaehterin beim 
Sehweizerisehen Nationalfonds und 
Griindungsmitglied der Stiftung <<Sehu­
len lernen von Sehulem>. Im Rahmen 
dieses Projektes wurden versehiedene 
Sehulen im Kanton Zürich ausgezeieh­
net, welche neue Wege der Sehulent­
wieklung besehritten haben. 

Diese Dualitãt von Praxis und Theo­
rie dürfte mit entscheidend für die 
Wahl von Professorin Lareher zur Di­
rektorin der PH Nordwestsehweiz ge­
wesen sein. Eine pãdagogisehe Hoeh­
sehule ist zunãehst eine Ausbildungs­
stãtte, die grosses Gewieht auf die Leh­
re und auf die praktisehe Ausbildung 
der Lehrpersonen legen muss. Ander­
seits ist sie eine Forsehungsstãtte. Sie 
ist verpfliehtet, neueste Entwicldungen 

«D er Aargau braucht i m Standerat 
e ine starke Stimme für d en Schutz 
des Eigentums un d gegen di e staatliche 
Bevormundung.» 

Hansjêirg Knecht 
Prasident Hauseigentümer­
verband Aargau 
Sachpolitiker, Nationalrat 
www.hansjoerg-knecht.ch 
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in der Pãdagogik und der Lehrerbil­
dung zu erforschen und mitzugestal­
ten. Unter Larehers Vorgãnger Her­
mann Forneek sind die Vorwürfe der 
Theorielastigkeit nie ganz verstummt. 
Der Faehhoehsehulrat hat indessen 
Forneek stets verteidigt und den dua­
len Auftrag - inklusive Forsehung -
mehrmals bekrãftigt. 

Ein anspruchsvoller Beruf 
<<Wir sind überzeugt, dass Sabina Lar­

eher mit ihrer umfangreichen Erfah­
rung die riehtige Person ist, um im Dia­
log mit der Praxis die Ausbildung von 
Lehrpersonen in der Nordwestsehweiz 
weiterzuentwiekeln» - mit diesen Wor­
ten kommentierte Ursula Renold, Prãsi­
dentin des Faehhoehsehulrates, die 
Wahl der neuen Dlrektorin. 

Knecht 
wahlen 
Konige hat es genug. 

Z:VG 

Sabina Lareher übernimmt die Lei­
tung der PH in einer Zeit, in der ver­
sehiedene Reformen im Bildungssys­
tem anstehen (Lehrplan 21, Harmos, in­
tegrative Sehulung ete.). Entspreehend 
vielfáltig und hoeh sind die Ansprüehe 
an die Lehrerinnen und Lehrer. 

Sabina Lareher meint dazu: <<Die Aus­
bildung soll die angehenden Lehrerin­
nen und Lehrer auf einen anspruehs­
vollen Beruf vorbereiten und sie zum 
professionellen Weiterlernen in einem 
Berufsfeld befáhigen, das sich sehneller 
verãndert als je zuvor. Ich freue mich 
sehr auf die neue Herausforderung an 
der PH Nordwestsehweiz. Im Fokus 
steht für mich, in enger Zusammen­
arbeit mit allen Beteiligten wissen­
sehaftliches und sehulpral<tisehes Den­
ken und Handeln zu verbinden.» 

Tiefenlager 

Das Tanzverbot ist gar keines: Getanzt 
werden darf im Aargau aueh an hohen 
Feiertagen, nur müssen dann alle Gast­
wirtsehaftsbetriebe (also aueh Clubs 
und Konzertlokale) bereits um 0.15 Uhr 
sehliessen. Das gilt am Karfreitag, Os­
tersonntag, Pfingstsonntag, am eidge­
nõssisehen Bettag, am Weihnaehtstag 
undjeweils am darauffolgenden Tag. 

Die also leicht irreführend <<Tanzver­
bot» genannte Einsehrãnkung gilt in 
weiten Kreisen als nieht mehr zeitge­
mãss. Auch der Regierungsrat will sie 
zumindest loekern, empfiehlt die Volks­
initiative <<Weg mit dem Tanzverbot» 
der Piratenpartei aber dennoeh zur Ab· 
lehnung - und zwar ohne Gegenvor­
sehlag. Das hat formale, genauer ter­
minliche Griinde. Naehdem der Grosse 
Rat eine SP-Motion abgelehnt hatte, die 
ebenfalls eine Streichung des <<Tanz­
verbots» verlangte, überwies er vergan­
genen November einen weniger weit 
gehenden Vorstoss von Serge Demuth 
(SVP, Baden): Den Gemeinden soll die 
Mõgliehl<eit gegeben werden, im Ein­
zelfall eine Verlãngerung der Offnungs­
zeiten von Gastwirtsehaftsbetrieben an 
hohen Feiertagen zu bewilligen. Das 
war aueh der Vorsehlag der Regierung, 
sie hãtte eine entspreehende Ãnderung 
des Gastgewerbegesetzes der Initiative 
gerne als Gegenvorsehlag gegenüber 
gestellt. Nun sind aber Volksinitiativen 
innert 24 Monaten seit Einreichung zu 
Abstimmung zu bringen, im vorliegen· 
den Fali bis Oktober 2016. Bis dahin ist 
es nieht mõglich, eine Gesetzesvorlage 
unter Einhaltung der Verfahrenssehrit­
te (Anhõrung, zweimalige Beratung im 
Parlament) zu verabsehieden. Die Initi­
anten hãtten eine Fristverlãngerung ab­
gelehnt, teilt der Regierungsrat mit. 

Deshalb bleibt gar nichts anderes 
übrig, als die Initiative ohne Gegenvor­
sehlag zur Abstimmung zu bringen. 
Wird sie angenommen, ist die vom 
Grossen Rat überwiesene Motion hin­
fállig. Bei einem Nein werde man um­
gehend die Umsetzung an die Hand 
nehmen, so der Regierungsrat. (MOUl 

Weitere Untersuchungen 
Das Baudepartement hat der Genossen­
sehaft für die Lagerung radioaktiver 
Abfálle (Nagra) die Bewilligung für die 
dreidimensionale Untersuchung des 
Untergrunds im Standortgebiet Jura Ost 
erteilt. Damit kõnnen die für das Saeh­
planverfahren Geologisehe Tiefenlager 
benõtigten umfassenden Erhebungen 
zum Untergrund erfolgen. Ziel der seis-

misehen Untersuehungen würden zur 
Beantwortung der geforderten Klãrung 
sicherheitsteehniseher Fragen beitra· 
gen und lãgen aueh im Interesse des 
Kantons, so das Baudepartement. Die 
Untersuehungsarbeiten im Gebiet Jura 
Ost beginnen Ende September und 
werden voraussichtlich kurz vor Weih­
naehten beendet sein. (AZ) 




